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Banco Ambrosiano unter behördlicher Aufsicht
Risikoreiche Geschäfte an der Peripherie der Gruppe

schen Bankenaufsicht weitgehend entzogen.1 Krb. Rom, 18. Juni

Am Donnerstag abend hat der Verwaltungs-
rat des Banco Ambrosiano seine eigene Auflö-
sung beschlossen und die italienische Banken-
aufsichtsbehörde gebeten, die Führung der gros-
sen Bank- und Finanzholding zu übernehmen.
Die Banca d'Italia ist diesem Wunsch nachge-

kommen: Notenbankgouverneur Ciampi und
Schatzminister Andreatta haben den Verwal-
tungsrat noch gleichentags per Dekret aufgelöst
und Vincenzo Desario, einem Inspektor der
Bankenaufsicht, alle Funktionen des aufgelö-
sten Verwaltungsrates provisorisch übertragen.

Nachdem der ehemalige Gesellschaftspräsident
Roberto Calvi, der die Geschicke der Gruppe bis
vor gut einer Woche (zumindest gegen aussen
hin) sehr eigenmächtig gelenkt hatte, ver-
schwunden ist, wird ein Inspektionsteam der No-
tenbank im Alleingang versuchen müssen, die
verschlungenen Finanztransaktionen aufzudek-
ken, mit dener der Gruppe ein gefährliches Ri-
siko erwachsen sein soll. Kurz nach dem von
Ambrosiano selbst gewünschten Eingriff in die
Führungsautonomie teilten die italienischen
Börsenbehörden mit, dass die seit einigen Tagen
gefährlich schwach veranlagte Ambrosiano-Ak-
tie vorläufig ganz aus dem Verkehr gezogen
wird. Bereits am Donnerstag musste der Titel
wegen exzessiver Kursverluste nach zehn Minu-
ten aus dem Markt genommen werden.

t
Absetzung Calvis

Der Entscheid zur Auflösung des Verwal-
tungsrates wurde am Ende einer stürmischen
Sitzung des obersten exekutiven Organs gefällt,
welches sich über die Kompetenzverteilung
nach dem Verschwinden von Roberto Calvi
nicht einigen konnte. Calvi wurde abgesetzt,

seine Befugnisse gingen aber nicht auf behördli-
che Weisung, sondern auf Wunsch des Verwal-
tungsrates selbst an die Notenbank über. Nach-
dem grosse italienische Tageszeitungen in alar-
mierender Weise bereits von einem Zusammen-
bruch des Ambrosiano-Institutes geschrieben
haben, ist der Hinweis auf diesen Motivations-
unterschied wichtig. Er lässt den Schluss zu,
dass die finanziellen Risiken der Gruppe doch
nicht so gefährlich sein dürften, wie von ver-
schiedener Seite zurzeit behauptet wird. Der
Ambrosiano-Bank eilte bis vor kurzem der Ruf
voraus, ein sehr unübersichtliches und seit eini-
gen Jahren in allerlei Skandale verwickeltes,
aber trotzdem (oder vielleicht deshalb) ein sehr
robustes Institut zu sein. In den Portefeuilles der
wichtigsten im Inland kontrollierten Tochterge-
sellschaft, der Centrale Finanziaria Generale
S.p.A., befinden sich die Titel von einigen her-
vorragenden Banken und Versicherungsgesell-

schaften (u. a. der Banca Cattolica del Veneto,
des Credito Varesino und der grossen Toro-Ver-
sicherungsgesellschaft mit ihrem weit verzweig-

ten Beteiligungssystem).

Risikoreiches Treiben hinter den Kulissen

Es scheint, dass nun die Stunde gekommen

ist für die zahlreichen Feinde und Kritiker des
rücksichtslosen und schlauen Bankiers Calvi;
verschiedene Kräfte versuchen, den in den letz-
ten Jahren rasch zur heute in Italien absolut
führenden Geschäftsbank angewachsenen Am-
brosiano wieder in die Schranken zu verweisen.
Der Börsensturz in der auslaufenden Woche (die

Aktie verlor rund einen Drittel ihres Wertes) hat
erste Alarmsignale gesetzt. Es wird sich in den
kommenden Tagen auch zeigen, ob es ange-

sichts des publizistischen Sperrfeuers noch mög-

lich ist, die Anleger von einem Schalter-Run ab-
zuhalten,

Für dieses heikle' Vorhaben kaum sehr vor-
teilhaft wirken sich Vorkommnisse wie bei-
spielsweise die Verlautbarung der wichtigsten
(indirekt über Luxemburg gehaltenen) schweize-
rischen Tochtergesellschaft, der Gotthard Bank,
aus. Sie erweckt in einem Communique den
Eindruck, mit der Mailänder Konzernspitze

trotz den intensiven (und wie das Römer Straf-
gericht letzthin festgestellt hatte, teilweise auch
sehr delikaten) täglichen Kontakten und einer
bis vor kuizem noch sehr engen personellen Ver-
flechtung nichts zu tun zu haben. Bis zur Verur-
teilung von Calvi wegen Devisenschiebereien
im vergangenen Sommer befanden sich Mitglie-
der der Gotthard-Bank-Verwaltung nicht nur in
den obersten Organen der Ambrosiano-Kon-
zernspitze selbst, sondern auch in den wichtig-
sten inländischen und ausländischen Holding-
gesellschaften. Man fand sie auch in zahlreichen
Untergesellschaften, so zum Beispiel in den Be-
teiligungen auf Karibischen Inseln, über welche
Ende 1981 die ominösen Geschäfte abgewickelt

worden waren, die nun das ganze Imperium ins
Wanken bringen.

Konflikt mit der' Bankenaufsicht

Verschiedene Machenschaften des bis vor ei-
ner Woche gegen aussen hin noch «allein herr-
schenden» Calvi machen es den zahlreichen
Kritikern allerdings auch sehr leicht. So stabil
die inländischen Beteiligungen scheinen, so my-
steriös mutet ein Teil der Tätigkeit im Ausland
an.

Die nichtitalienischen Tochtergesellschaften

werden fast ausschliesslich über die Luxembur-
ger Finanzholding, Banco Ambrosiano Holding
S. A.. kontrolliert und sind damit der italieni-

Der Banca d'Italia war dies schon lange ein
Dorn im Auge; sie erzwang über die Börsenauf-
sicht Anfang Mai die offizielle Kotierung. Vor-
her wurden die Titel nur am inoffiziellen, von
der Börsenaufsicht nicht kontrollierten Parallel-
markt gehandelt. Mit der Kotierung verschaffte
sich die Börsenaufsicht das Recht, umfassende
Informationen über die ausländischen Tochter-
gesellschaften und über den Charakter ihrer Tä-
tigkeit einzutreiben. Bisher kam Ambrosiano
den Forderungen nach mehr Transparenz aber
nicht nach, was die Banca d'Italia Ende Mai zu
dem verhängnisvollen Brief veranlasste, welcher
die gegenwärtige Unruhe ausgelöst und mögli-
cherweise Calvi den letzten Anstoss zur Flucht
gegeben hat.

Obskure Manöver

Ausser der ultimativen Forderung, den im
Sommer 1981 erlassenen Normen der Banken-
aufsicht in bezug auf die Transparenz der aus-
ländischen Tochtergesellschaften künftig zu ent-
sprechen, verweist die italienische Notenbank
in ihrem Brief an den Ambrosiano-Verwal-
tungsrat auch auf verschiedene Unregelmässig-

keiten innerhalb der Gruppe. Die wenigen bisher
zur Verfügung gestellten Informationen über
die Tätigkeit einiger an der «Peripherie» ange-
siedelter Finanzierungsgesellschaften hätten ein
grosses Risikopotential sichtbar gemacht. Es
wird insbesondere auf eine Transaktion von
Ende 1981 verwiesen. Damals soll die Luxem-
burger Holding 1400 Mio. $ (die vermutlich aus
dem Euromarkt stammen) an die Ambrosiano-
Töchter in Peru, Nicaragua und Nassau (Baha-
mas) weitergeleitet haben. Als Gegenwert auf
der Aktivseite dieser Gesellschaften sollen (so

wird in italienischen Finanzkreisen vermutet)
vor allem Aktien des Banco Ambrosiano selbst
eingetragen worden sein. Illegale Beteiligungen
bei Gesellschaften innerhalb der Gruppe also,
die zudem noch sehr stark überbewertet worden
seien. Wer hat die Titel an die mittel- und süd-
amerikanischen Gesellschaften zu einem über-
setzten Preis verkauft? Waren es Calvi oder die
«unsichtbaren Padroni» hinter ihm, die beiden
Protagonisten aus dem P-2-Skandal, Licio Gelli
und der Bankier Umberto Ortolani? Diese Fra-
gen werden immer lauter gestellt, noch können
sie aber nicht beantwortet werden. Der Brief der
Banca d'Italia hat im nichtsahnenden Ambrosi-
ano-Verwaltungsrat sehr grosse Ueberraschung
ausgelöst. Präsident Calvi wurde zur Rechen-
schaft gezogen, verweigerte vorerst aber alle
Auskünfte und ward sodann nicht mehr gese-

hen.

Es wird sich in diesen Tagen zeigen, ob es
dem Notenbankkommissar gelingen wird, die
Verwirrungen zu lösen, ob es aber auch der
Bank gelingen wird, die kräftige Image-Ver-
schlechterung zu überleben, ohne den italieni-
schen Finanzstrukturen und der Börse grösseren
Schaden zuzufügen. Die Hoffnungen sind nicht
unberechtigt, nachdem sich die übrigen Papiere
der Gruppe am Freitag etwas erholt haben und
vom Ambrosiuno-Direktor und ehemaligen Vi-
zepräsidenten, Robert Rosone, bekanntgegeben

wurde, dass ein Störfaktor erster Ordnung, der
grosse Anteil am Rizzoli-Kapital a tutti costi

, verkauft werden soll.

Keine Intervention
der Bankenkommission

Calvin Unterschrift
gelöscht

bb. Wie von der Eidgenössischen Banken-
kommission (EBK) in Bern auf Anfrage hin zu
erfahren war, erfolgte die vom Verwaltungsrat
der Gotthard-Bank beschlossene Abberufung
von Roberto Calvi aus dem Verwaltungsratsau.s-

schuss des Institutes (vgl. NZZ Nr. 138) ohne
Intervention durch die EBK. Eine solche Mass-
nahme etwa gestützt auf die Verpflichtung
der Banken, wonach die leitenden Bankorgane
«Gewähr für eine einwandfreie Geschäftsfüh-
rung» bieten müssen könne nur nach Ab-
schluss eines Prozessverfahrens durch die EBK
erfolgen, wobei die Betroffenen ausführlich an-
zuhören seien. Die aus dem Auftrag der EBK
allenfalls abzuleitende Notwendigkeit, ein sol-
ches Verfahren durchzuführen, sei durch das
rasche Handeln des Verwaltungsrates obsolet ge-

worden.

In einem Communique teilte die Gotthard-
Bank bekanntlich mit, man habe Schritte einge-
leitet, um Roberto Calvi als zurzeit einziges
Mitglied des Banco Ambrosiano im Verwal-
tungsrat der Gotthard-Bank «seiner Funk-
tion als Verwaltungsrar zu entheben». Mit die-
ser Formulierung wird angedeutet, dass dem
völligen Ausscheiden aus dem Verwaltungsrat
formaljuristische Hürden entgegenstehen. Wäh-
rend nach Artikel 762 OR der Verwaltungsrat
problemlos eine Abberufung aus dem Ausschuss
verlangen kann, bedingt der generelle Rücktritt

im vorliegenden Fall da und dort auch als
«Rausschmiss» bezeichnet die Zustimmung
durch die Generalversammlung. Gegenwärtig
werde, so verlautet aus Lugano, geprüft, ob
hierzu eine ausserordentliche Generalversamm-
lung nötig sei. Im weiteren hat das Institut nach
Absprache mit dem Handelsregisteramt Lugano
die Unterschrift von Roberto Calvi als Verwal-
tungsrat der Gotthard-Bank löschen lassen; eine
entsprechende Publikation soll demnächst im
Schweizerischen Handelsamtsblatt erfolgen.

Was die Beziehungen der Gotthard-Bank zu
dem von Roberto Calvi präsidierten Banco Am-
brosiano anbelangt, so hält das Communique
der Bank abschliessend folgendes fest: «Der
Banco Ambrosiano besitzt über die Banco Am-
brosiano Holding S. A., Luxembourg (an wel-
cher er mit ca. 70% beteiligt ist), 45% des Ak-
tienkapitals der Gotthard-Bank. Die Geschäfts-
leitung der Gotthard-Bank ist aber ausschliess-
lich schweizerisch und in ihren Entscheiden
vom Banco Ambrosiano unabhängig. Um Miss-
verständnissen vorzubeugen, legt der Verwal-
tungsrat Wert darauf, festzustellen, dass die
Verflechtung der Gotthard-Bank, einschliesslich
der Tochtergesellschaften, mit der Banco-Am-
brosiano-Gruppe, welcher bedeutende Banken,
Versicherungs- und Finanzgesellschaften im In-
und Ausland angehören, bescheiden ist. Sie be-
trägt brutto weniger als 3% der konsolidierten
Gesamtaktiven. Es sind keine Treuhandgelder
bei Unternehmen der Banco-Ambrosiano-
Gruppe angelegt. Die Gotthard-Bank ist ferner
weder direkt noch indirekt an Gesellschaften
der Gruppe beteiligt.

Widerstand gegen Frankreichs Austerity-Programm
Distanzierung der Sozialpartner

dk. Paris, 18. Juni

Die in der ersten Wochenhälfte nach der Ab-
wertung von Premierminister Mauroy geführten
Gespräche haben klar erkennen lassen, dass die
Sozialpartner nicht bereit sind, mit der Regie-

rung die Verantwortung für die neue Austerity-
politik zu teilen. Der Nationale Unternehmerver-
band (CNPF) hatte schon am Dienstag seine
Opposition bekanntgegeben. Beim grossen Zu-
sammentreffen Mauroys mit den Spitzen der
Gewerkschaften und der Unternehmerorganisa-

tionen sowie der Landwirtschaft und des Hand-
werks kam kein Konsens zustande. Sämtliche
Parteien beharrten auf ihren Standpunkten. Als
einzige liess die Gewerkschaft CFDT ein gewis-

ses Verständnis erkennen, indem sie zwar Kritik
übte, aber das Grundkonzept im wesentlichen
unterstützte. Einmütig wurde bestätigt, dass «et-
was geschehen» müsse und die Inflation zu be-
kämpfen sei, doch über den einzuschlagenden
Weg schieden sich die Geister. Opfer für die
unerlässliche «rigueur» wurden stets nur von
den jeweiligen anderen gefordert.

Unnachgiebiger Regierungschef

Den Versuchen von Gewerkschaften und der
Unternehmerverbände, sich ihre Zustimmung

durch die eine oder andere wichtige Konzession
zu erkaufen, ist Mauroy von Anfang an ent-
schlossen entgegengetreten. Es gebe nichts zu
verhandeln, meinte er, und die flankierenden
Massnahmen zur Abwertung würden wie vorge-
sehen durchgeführt. Ein Dialog schien von
vornherein aussichtslos, und er war von der Re-
gierung wohl auch nie ernsthaft angestrebt wor-
den. Der lange Monolog Mauroys enthielt sach-
lich nichts Neues.

Die Basis des neuen Dispositivs bleibt der
generelle Preis- und Lohnstopp, mit dem innert
vier Monaten die überbordenden Inflations-
kräfte nach der optimistischen Meinung des
Premiers endgültig ausgemerzt werden sollen.
Die Regierung werde, so betonte Mauroy vor
den sozialistischen Abgeordneten, beweisen,
dass auch die Linke in der Lage sei, die Infla-
tion erfolgreich zu bekämpfen. Die grösste
Sorge gilt freilich zu Recht der Frage, wie man
aus der Blockade am besten wieder herauskom-
men wird. Für diese Etappe wird die Regierung
jedenfalls nicht ohne die Mitarbeit der Sozial-
partner auskommen. Sie hat daher die Bildung
einer gemischten Arbeitsgruppe angeregt, die zu-
mindest den technischen Teil der Rückkehr zur
lohn- und preispolitischen Freiheit vorbereiten
soll. Als lohnpolitische Leitlinie verspricht die
Regierung sowohl für das zweite Halbjahr 1982
als auch für 1983 im Durchschnitt die Erhaltung

der Kaufkraft. Diese Limitierung setzt allerdings
voraus, dass sich die Gewerkschaften nunmehr
einer solchen einkommenspolitischen Rahmen-
regelung unterwerfen werden. Von einer Rück-
gewinnung der in der ersten Jahreshälfte erlitte-
nen Realeinkommenseinbussen ist nicht die
Rede. Der Preisstopp soll von «flexiblen Mode-
rieningsabkommen» abgelöst werden, die bran-
chenweise auszuhandeln sein und die Anpassun-
gen für das zweite Semester auf 3% begrenzen

werden.
Scheu vor echter Sanierung

Eine grundsätzliche Aenderung der Wirt-
schaftspolitik ist nicht vorgesehen. Der Schritt
zu einer echten Sanierung wird aus politischer
Opportunität auch jetzt noch nicht gewagt. Der
Rückgang der Tagesgeldsätze auf zuletzt 1 57/«%

und die relativ bescheidene Inflationsrate von
0,8 (im Vormonat 1,2)% im Mai sowie die
gleichzeitige Verringerung des monatlichen
Handelsbilanzdefizits von 10 Mia. auf 3,1 Mia.
fFr. sind für die Regierung offenbar Anlass ge-

Zuversicht
an Britanniens Inflationsfront

Jh. London, 18. Juni

Zum zweitenmal hintereinander hat die briti-
sche Inflationsrate auf Jahresbasis berechnet

im Mai dieses Jahres die Marke von 10%
unterboten. Gemäss Angaben des Arbeitsmini-
steriums erhöhte sich der Index der Detailhan-
delspreise im Mai um 0,7% auf 322 (1974
100) Punkte, was einem Zuwachs gegenüber

dem Vorjahr von 9,5% gleichkommt. Im April
hatte der Index einen Stand von 319,7 erreicht
und damit um 9,4% über dem Vorjahresniveau
gelegen.

Bereits am Vorabend der Veröffentlichung
der Inflationszahlen hatte sich Schatzkanzler
Howe im Parlament äusserst zuversichtlich gege-
ben. Er prophezeite, dass sich der Preisauftrieb
in Grossbritannien im laufenden Jahr höchst-
wahrscheinlich rascher beruhigen werde, als
dies vom Schatzamt im Rahmen der Budgetpla-
nung im letzten März erwartet worden war. Da-
mals rechnete die Behörde mit einem Rückgang

der jährlichen Inflationsrate auf 9% bis Ende
1982 und auf 7,5% bis Mitte 1983. Ob sich diese
Prognosen nun als zu konservativ erweisen wer-
den, dürfte von mehreren Faktoren abhängen:
Abgesehen von internen Entwicklungen wie
etwa der kommenden Lohn-und Tarifrunde
spielen zweifellos auch externe insbesondere
das amerikanische Zinsniveau eine massgeb-

liche Rolle.

Schliesslich lauert auch neues inflationäres
Potential in der militärischen Auseinanderset-
zung um die Fakland- Inseln, deren effektive Ge-
samtkosten nach Darstellung des Schatzamtes
bis zur Stunde noch nicht abzusehen sind. Neue
Schätzungen über den Preis dieses Manövers
bewegen sich mehrheitlich in der Grössenord-
nung von 1,5 bis 2 Mia. £. Nach Ansicht von
Fachleuten werden die Gesamtkosten über die
im Budget des Verteidigungsministeriums für
solche Eventualfälle vorgesehene «Kriegskas-
se», in der 2,5 Mia. £ vorhanden sein sollen,
finanziert werden. Mitarbeiter des Schatzkanz-
lers beteuerten unterdessen, ohne allerdings auf
Einzelheiten einzugehen, dass die Regierung
Thatcher unter gar keinen Umständen die Mili-
täraktion über die Notenpresse, sondern aus-
schliesslich auf inflationsneutralem Wege be-
rappen wird.

nug, sich auf die kurzfristigen Blockierungs-
massnahmen zu beschränken.

Im Bereich des Staatshaushaltes bleibt alles
beim alten, indem man sich damit begnügt, das
Defizit für 1982 und 1983, wie das schon vor der
Abwertung als Ziel postuliert worden war, auf
maximal 3% des Sozialprodukts zu limitieren.
Das Problem der Defizitfinanzierung der So-
zialversicherungen, namentlich der Arbeitslosen-
kasse, wird aus taktischen Gründen vorerst aus-
geklammert. Der Entscheid für 1982 ist für den
15. Juli angekündigt, während für die nächstjäh-
rige Uebung noch keine Frist genannt worden
ist. Man will offenbar zuerst den Lohnstopp
über die Bühne bringen. Mit dem Hinweis Mau-
roys, es sei nicht möglich, die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit und das ambitiöse staatliche In-
vestitionsprogramm zu finanzieren und gleich-
zeitig die Erhaltung der Realeinkommen zu ga-
rantieren, wird die Bevölkerung bereits darauf
aufmerksam gemacht, dass entweder die Lei-
stungen gekürzt oder die Prämien erhöht wer-
den müssen.

Mit der praktisch einhelligen Ablehnung des
vorgeschlagenen Massnahmenpakets durch die

Anzeige

Von der Anlage
zum schlüssel-fertigen
System
Begonnen haben wir mit dem Planen
und Erstellen kompletter Anlagen.

Die wachsenden Ansprüche der
Kunden an Garantien für Funktions-
sicherheit, Leistungen, Verfügbarkeit,
Störfreiheit, Termin und Kosten
führten zwangsläufig zu Planung und
Bau schlüsselfertiger Gesamtsysteme.

Über unsere Tätigkeit als General-
unternehmer sowie Totalunternehmer
beziehungsweise Generalübemehmer
gibt Ihnen eine farbige Broschüre
näher Auskunft.

Oehler-, Wyhlen-Lagertechnik AG

E>;BÜ CH-5001 Aarau

£3 Telex 981 235
Tel. 064-25 21 85

*.^jtr***++ <; ,<;Y

Neue Zürcher Zeitung vom 19.06.1982


